
Im September und Oktober 2005
wurde landkreisweit ein Versuch
durchgeführt, Altholz im Rahmen
der Sperrmüllabfuhr getrennt zu
erfassen und einer Verwertung
zuzuführen. Im Vorfeld wurden die
Bürger ausführlich über Presse und
Internet informiert. Für den Sperr-
müllkunden gestaltete sich die
Abfuhr wie gewohnt, lediglich

Sperrmüll aus Holz sollte getrennt
von anderen Teilen bereitgestellt
werden. Die Versuchsphase lief
erfolgreich. Rund 400 Tonnen alte
Holzmöbel und Bretter wurden ein-
gesammelt und verwertet.

Im Juli 2006 wurde die getrennte
Altholzsammlung dann generell
eingeführt. Rund 2.500 Tonnen

Altholz sollen so pro Jahr erfasst
werden. Je nach Qualität wird das
Holz stofflich oder thermisch ver-
wertet. Die Sperrmüllmenge, die im
MHKW verbrannt wird, kann so ver-
ringert werden. Damit ist auch
eine gewisse Ersparnis für den
Müllgebührenzahler verbunden.
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Altholzberge warten auf die Verwertung.

Inhalt Chronik 2005 und 2006  27.09.2007  9:17 Uhr  Seite 24



Nach umfangreichen Vorarbeiten
fiel am 24. März 2006 der Start-
schuss für die Umsetzung des Elek-
troG. Vorher waren die Sammlung
und Verwertung von Elektrogeräten
allein Sache des Landkreises als
öffentlich-rechtlicher Entsorgungs-
träger. Jetzt müssen sich Herstel-
ler und Vertreiber sowohl finanziell
als auch organisatorisch an der
Wiederverwertung von Elektrogerä-
ten beteiligen. Der AWB nimmt die
Geräte in bestimmten Übergabe-
stellen an. Die Hersteller sind
zuständig für die Abholung und die
anschließende Verwertung. Ab dem
Stichtag wurde die gesamte Orga-
nisation bundesweit zentral abge-
wickelt, was erwartungsgemäß zu
teilweise chaotischen Zuständen
führte. Die Umsetzung des Geset-
zes brachte für die Bürger des
Landkreises Göppingen im Wesent-
lichen nichts Neues und schon gar
keine Nachteile. Die komfortablen
Sammlungen auf Abruf mittels
„grüner Karte“ wurden beibe-
halten. Als Abgabestellen für
Altgeräte aus Haushaltungen
stehen weiterhin die Wertstoffhöfe
und das Wertstoffzentrum beim
Müllheizkraftwerk zur Verfügung.
Kleine Geräte können zu den Wert-
stoffhöfen, alle anderen müssen
ins Wertstoffzentrum gebracht wer-
den - kostenlos natürlich.

In den Medien wurde als Neuerung
propagiert, dass die Trennung und
kostenlose Abgabemöglichkeit nun
gesetzliche Pflicht sind. Im Land-
kreis ist es jedoch schon seit Jah-

ren selbstverständlich, ausge-
diente Elektro- und Elektronik-
geräte getrennt zu sammeln und
zu verwerten. Die vom Gesetzgeber

vorgegebene Sammelmenge von 
4 kg pro Einwohner und Jahr wird
bei uns seit langem deutlich über-
schritten.
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Neues Elektro- und Elektronikgeräte-Gesetz (ElektroG):
Hersteller beteiligen sich an der Verantwortung
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Nach der Schließung der Deponie
„Franzosenkübel“ suchte der Land-
kreis Anfang der 80er Jahre hände-
ringend nach einem Ersatzstandort
für die Ablagerung von Erdaushub
und Bauschutt im Raum Geislin-
gen. Fündig wurde man im ehema-
ligen Kalksteinbruch auf Gemar-
kung Geislingen-Stötten. Bereits
im Juni 1981 wurde beim Regie-
rungspräsidium die Planfeststel-
lung für die Errichtung einer Depo-
nie beantragt. Die Zeit drängte
damals so sehr, dass der Verwal-
tungsausschuss des Landkreises im
Einvernehmen mit allen Beteilig-
ten am 10.09.1982 die Vergabe der
Erschließungsarbeiten beschloss,
obwohl noch kein Planfeststel-
lungsbeschluss vorlag. Erst am
15.04.1986 folgte der Planfeststel-
lungsbeschluss für die Errichtung
und den Betrieb der Deponie Stöt-
ten.

Bis zum Erreichen der Steinbruch-
oberkante konnten rund 485.000 cbm
Erdaushub und Bauschutt abgelagert
werden. Nachdem Deponieraum wei-
terhin knapp war, beantragte der
Landkreis am 24.06.1992 die
abfallrechtliche Genehmigung für
eine maßvolle Überhöhung der
Deponie mit Erdaushub. Mit
Genehmigung vom 07.03.1995
wurde die Ablagerung weiterer
65.000 cbm Erdaushub zugelassen.
Bedingt durch ein geändertes
Bodenmanagement und eine rück-
läufige Baukonjunktur gingen die
Erdaushubanlieferungen auf der
Deponie Stötten jedoch in der

Folgezeit stark zurück. So dauerte
es noch bis Mitte Juli 2006, bis
das Deponievolumen endgültig
erschöpft war.

Die Rekultivierung der Deponie
Stötten erfolgte in drei Bauab-
schnitten. Anfang 2002 wurde mit
dem ersten Bauabschnitt begon-
nen. Auf dem Deponiekörper mus-
ste eine 50 cm starke mineralische
Dichtungsschicht aus steinfreiem,
bindigem Bodenmaterial mit gerin-
ger Wasserdurchlässigkeit aufge-
bracht werden. Die Dichtungs-
schicht musste dann, nachdem
auch Baumpflanzungen vorgesehen
waren, mit einer 2,0 m mächtigen
Schicht aus kultivierbarem Boden
überdeckt werden, um Durchwurze-
lungen zu verhindern. Im Spät-
sommer 2006 konnte der dritte
Bauabschnitt fertig gestellt wer-

den. Die Bepflanzung des rekulti-
vierten Deponiegeländes erfolgte
dem Baufortschritt entsprechend.
Auf dem rund 4,5 ha großen
Gelände wurden in Gruppen mehr
als 2.600 Sträucher (Hartriegel,
Haselnuss, Liguster, Heckenkir-
sche, Schlehe, Hundsrose, Schnee-
ball), mehr als 680 Heister (Feld-
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Lattenprofile markieren die Endhöhe der Profilierungsschicht.

Moorraupe im Einsatz
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und Bergahorn, Buche, Vogelkir-
sche, Wildapfel, Winterlinde, Mehl-
beere, Traubeneiche, Ulme) sowie
10 Hochstammbäume (Stieleiche
und Winterlinde) gepflanzt. Das
Gelände wurde anschließend mit
Gras angesät, und an mehreren
Stellen wurden Lesesteinhaufen aus
Kalkstein als Trockenbiotope ange-
legt. Ende 2006 wurden die Rekulti-
vierungsarbeiten abgeschlossen.       
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Pflanzengruppe aus Sträuchern und Heistern

Spritzbegrünung der Böschungsbereiche

Trockenbiotop Lesesteinhaufen
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Die letzte Änderung des Vertrags-
werks mit dem privaten Betreiber
des Müllheizkraftwerks Göppingen,
der BKB AG, lag gerade mal ein
Jahr zurück, als dieser im Juli
2005 mit dem Angebot eine 2. Ver-
brennungslinie im Müllheizkraft-
werk errichten zu wollen an den
Landkreis herantrat. Die Landkreis-
verwaltung stand dem Wunsch der
Betreiberfirma, eine 2. Linie zu
errichten, von Anfang an ableh-
nend gegenüber. Verhandlungsge-
spräche wurden erst nach einem
entsprechenden Beschluss des Aus-
schusses für Umwelt und Verkehr
aufgenommen. Mit der damit be-
ginnenden Berichterstattung in
der örtlichen Presse meldeten sich
die ersten Kritiker des Vorhabens
zu Wort – insbesondere die Bürge-
rinitiative „Initiative Waldeck/
Bergfeld gegen den zweiten Müll-
ofen“.

Im Dezember 2005 wurde von BKB
ein konkretes Angebot vorgelegt.
Die öffentlichen Diskussionen nah-
men zu, wurden aber in durchaus
sachlicher Weise geführt. Es war
kein Vergleich zu den heftigen
Auseinandersetzungen, die Mitte
der 90er-Jahre im Zusammenhang
mit der Privatisierung des Müll-
heizkraftwerks und der Errichtung
des Ersatzkessels geführt wurden.

In den sich anschließenden Gre-
miumsberatungen nahmen insbe-
sondere die Fragen der gebühren-
rechtlichen Behandlung von
Veräußerungserlösen sowie der
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Angemessenheit des BKB-Angebots
eine zentrale Bedeutung ein. Die
dazu eingeholten Fachgutachten
sagten eindeutig aus, dass zum
einen der Verkaufserlös in den
Gebührenhaushalt des Abfallwirt-
schaftsbetriebs zu fließen habe
und nicht dem Kernhaushalt
zugute komme und dass zum ande-
ren das Angebot von BKB nicht
ausreichend sei. Allerdings war
BKB nicht bereit, das Angebot
nachzubessern.

Ein wichtiges Anliegen der Land-
kreisverwaltung war die Fort-
führung einer glaubwürdigen und
berechenbaren Politik im Zusam-
menhang mit dem Müllheizkraft-
werk. Denn bei der Privatisierung
der Anlage im Jahre 1995 bestand
bei allen Entscheidungsträgern
Konsens, dass die Kapazität des
Müllofens in erster Linie der Ent-
sorgungssicherheit des Landkreises
zu dienen habe, und lediglich freie
Kapazitäten im Sinne einer wirt-

schaftlichen Betriebsführung für
Abfälle von außerhalb des Land-
kreises genutzt werden sollten. 

Nachdem die Entsorgungssicher-
heit des Landkreises durch die
bestehende Anlage und die ent-
sprechenden Vertragsvereinbarun-
gen jederzeit gewährleistet ist,
hätten die Errichtung und der
Betrieb einer 2. Verbrennungslinie
ausschließlich dem Zweck gedient,
Abfälle, insbesondere Gewerbeab-
fälle von außerhalb zu entsorgen.
Zudem sollte die endgültige Ent-
scheidung des Konzerns über die
Realisierung des Projekts 2. Linie
erst nach Abschluss entsprechen-
der Lieferverträge getroffen wer-
den, wohingegen der Landkreis auf
dieser unsicheren Basis vorab eine
in Kommunalpolitik und Öffent-
lichkeit höchst umstrittene Grund-
satzentscheidung von enormer
politischer Tragweite hätte treffen
müssen. Unabhängig von diesem
weder von Verwaltung noch von

der Mehrheit des Kreistags akzep-
tierten Konzernvorbehalt hätte die
Zustimmung zu einem solchen Vor-
haben in der Abfallpolitik des
Landkreises Göppingen einen kom-
pletten Paradigmenwechsel bedeu-
tet.

Dementsprechend kontrovers
erfolgte die Diskussion im Kreis-
tag. Wie stark die Meinungen aus-
einander gingen, zeigte das
Abstimmungsergebnis in der ent-
scheidenden Sitzung des Kreistags
am 12.5.2006, bei der mit einer
Stimme Mehrheit der Verkauf der
Anlage und damit die Errichtung
einer 2. Verbrennungslinie abge-
lehnt wurden. Zugestimmt wurde
dagegen der Ausweitung der Kapa-
zität der 1. Linie auf die nach der
Genehmigung zulässige Höchst-
durchsatzmenge von 157.680
t/Jahr. Diese war bislang auf
140.000 t/Jahr gedeckelt. Diese
aus betriebswirtschaftlicher Sicht
sinnvolle Entscheidung war von
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Ausschnitt aus der NWZ vom 3. Mai 2006
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der Verwaltung favorisiert worden,
weil sie nicht nur für BKB, sondern
auch für den Landkreis Kostenvor-
teile bringt.

Der hierzu erforderliche 3. Ände-
rungsvertrag zum Entsorgungsver-
trag wurde am 20.10.2006 vom
Kreistag mit großer Mehrheit
beschlossen. Die Abfallgebühren-
zahler im Landkreis profitieren von
dieser Vereinbarung direkt durch
eine Einsparung von jährlich
276.000 Euro bei den Entsorgungs-
kosten, die voll gebührenwirksam
ist, und indirekt durch die Redu-
zierung der Garantiemenge auf
50.000 t/Jahr. Durch das rückwir-
kende Inkrafttreten der Ver-
tragsänderung zum 1.1.2006
schlug die Entlastung bereits im
Jahr 2006 zu Buche.

Fast schon Tradition hat die Aktion
„Sei kein Müllschwein“ des Abfall-
wirtschaftsbetriebs. Um die Schul-
anfänger für die Thematik des
wilden Mülls zu sensibilisieren,
wurden im Rahmen dieser Aktion
auch zum Schulbeginn 2006 wie-
der rund 3.000 Vesperdosen mit
dem Maskottchen Ferdi(nand) in
den Grundschulen verteilt. Die
neue Klickbox ist nun durchsichtig
und etwas größer als die bisherige.
Alles andere ist unverändert: Mit
dem Slogan „Sei kein Müll-
schwein!“ wirbt Ferdi unermüdlich
für mehr Umweltbewusstsein bei
den kleinen Mitbürgern. Der AWB
erhofft sich mit dieser Aktion
einerseits einen Rückgang beim

Verschmutzen und Verschandeln
der Landschaft durch achtlos weg-
geworfene Abfälle wie beispiels-
weise Bonbonpapier oder Geträn-
kedosen. Andererseits soll
Verpackungsmüll vermieden wer-
den. Anstatt der Verpackungsfolien
und -papiere, die für Pausenbrot &
Co. gerne verwendet werden, gibt
es eine umweltfreundliche Vesper-
dose. 

Wir freuen uns auf die Schule 

– natürlich mit Ferdi.
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Sei kein Müllschwein:
Vesperdosen für die Schultüte
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Die Kompostplätze, eine liebge-
wordene Einrichtung, bei der Gärt-
lesbesitzer in ihrer Gemeinde
(fast) zu jeder Tageszeit Grünabfall
anliefern und fertigen Kompost
mitnehmen können, stecken in
einer tiefen Krise. Gerade die gute
Akzeptanz führt immer mehr zu
Kapazitätsproblemen. Der ursprüng-
liche Gedanke des örtlichen Kreis-
laufs von Anlieferung und Abho-
lung funktioniert schon länger
nicht mehr. Die Kompostqualität
ist unbefriedigend, da eine Beauf-
sichtigung der Anlieferungen fehlt.
Und um das Material überhaupt
loszuwerden, muss der AWB jedes
Jahr ein finanzielles Bonbon von
rund 100.000 E draufpacken. Das
nennt sich dann Vermarktungszu-
schuss. Daneben ist die Kostentei-
lung zwischen Gemeinden und
Landkreis ein ewiger Zankapfel.

Seit langem diskutiert der Umwelt-
und Verkehrsausschuss des Kreis-
tags über eine praktikable, vor
allem aber auch bezahlbare
Lösung. Schon 2004 hatte der AWB
ein Konzept vorgestellt, bei dem
die Zahl der Kompostplätze deut-
lich reduziert, die verbliebenen
ordentlich ausgebaut und während
der Öffnungszeiten personell be-
treut werden sollten, um die Kom-
postqualität zu verbessern. Obwohl
von allen Seiten die Unzulänglich-
keiten des bestehenden Systems
beklagt worden waren, wurde diese

„Feinkonzeption“ vom Umwelt-
und Verkehrsausschuss und den
meisten Gemeinden abgelehnt.
Man wollte den Bürgern keine Ein-
schnitte in liebgewonnene Ge-
wohnheiten zumuten.

Also gehen die Überlegungen wei-
ter. Konsens besteht zumindest
darüber, dass sich beim Ausbauzu-
stand und bei der Erfassung des
Grünguts etwas ändern muss, um
ein hochwertiges und marktfähiges

Produkt zu erzeugen. Egal, ob
nachher Kompost, Spezialerden,
Holzhackschnitzel, Biogas oder
anderes produziert werden soll.
Nichts davon ist im jetzigen
System machbar.

Die Grünguterfassung und –verwer-
tung bleibt eine offene Frage, wel-
che die Gremien des Kreistags, die
Gemeinden und den Abfallwirt-
schaftsbetrieb weiter beschäftigen
wird. 
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Grüngutkonzeption: Die unendliche Geschichte

Kompostplätze in der Krise
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Der alte Wertstoffhof in Rechberg-
hausen fiel bereits am 24. Januar
2004 der Spitzhacke zum Opfer
und musste einem Lebensmittel-
markt weichen. Für die Einwohner
brach damit eine wertstoffhoflose
Zeit an. Wer seine Wertstoffe ent-
sorgen wollte, musste weite Wege
in die Nachbargemeinden in Kauf
nehmen. Glücklicherweise fand der
Wertstoffhof im Sommer ein provi-
sorisches Zuhause im Gewerbege-
biet, und bald war dann auch 
eine dauerhafte Lösung in Sicht.
Der Wertstoffhof sollte in den
geplanten Neubau des Bauhofes
integriert werden. Pünktlich zum
Krämermarkt am 29. Oktober 2005
konnte die neue Anlage fertig-
gestellt und eingeweiht werden.
In Dürnau wurde der im Bauhof
beheimatete Wertstoffhof an das
ehemalige Warenlager der Raiffei-
senbank verlegt. Platzmangel und
fehlende Trennung vom Bauhofbe-
trieb hatten zur Suche nach einem
neuen Standort geführt. Der wurde
idealerweise in unmittelbarer Nach-
barschaft des bisherigen Wertstoff-
hofs gefunden. Dort wurden ein
vorhandener Gebäudeteil abge-
brochen und umfangreiche Befes-
tigungsarbeiten durchgeführt.
Schon nach kurzer Bauzeit konnte
der neue Wertstoffhof am 
4. Februar 2006 seiner Bestim-
mung übergeben werden. Rund
60.000 Euro hat der AWB für jeden
der beiden Wertstoffhöfe inve-
stiert.
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Inhalt Chronik 2005 und 2006  27.09.2007  9:17 Uhr  Seite 32




